
Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode Drucksache 8/4142 

04.06.80 

Sachgebiet 6  

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. Dezember 1979 zur Änderung 
des Vertrages vom 11. September 1970 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Rechts- und Amtshilfe 
in Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangelegenheiten 
— Drucksache 8/3746 — 

A. Problem 
Der bestehende Vertrag vom 11. September 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Rechts- und Amtshilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer- und 
Monopolangelegenheiten hat sich insgesamt bewährt. Die Zu-
sammenarbeit soll weiter erleichtert und den veränderten Be-
dürfnissen angepaßt werden. 

B. Lösung 
Durch den Zusatzvertrag vom 12. Dezember 1979 wird der be-
stehende Vertrag aus dem Jahr 1970 ergänzt. Der Anwen-
dungsbereich soll erweitert, die zwischenstaatlichen Zustel-
lungsvorschriften vereinfacht und Teile des Vertragstextes 
der neuen Gesetzesterminologie angepaßt werden. 

Der Ausschuß empfiehlt, dem Vertragstext durch Annahme 
des Gesetzentwurfes zuzustimmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 
keine 

D. Kosten 
keine 



Der Finanzausschuß 

Frau Matthäus-Maier 
Vorsitzende 

Gertzen 
Berichterstatter 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/3746 — unverändert  anzunehmen. 

Bonn, den 30. Mai 1980 
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Bericht des Abgeordneten Gertzen 

Die Vorlage — Drucksache 8/3746 — wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages in seiner 
208. Sitzung am 20. März 1980 dem Finanzausschuß 
überwiesen, der über die Vorlage am 23. Mai 1980 
beraten hat. 

Der bestehende Vertrag vom 11. September 1970 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Osterreich über Rechts- und Amtshilfe in 
Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangelegenhei-
ten hat sich bewährt. Die Zusammenarbeit auf die-
sen Gebieten hat dazu beigetragen, in beiden Staa-
ten die Erhebung der Ein- und Ausgangsabgaben zu 
sichern, Zuwiderhandlungen gegen Abgabenge-
setze zu verhindern, zu ermitteln und zu verfolgen 
sowie die Belange der Wi rtschaft gegen illegale Ein-
fuhren zu schützen. 
Durch den jetzt vorgelegten Änderungsvertrag soll 
der Anwendungsbereich des Vertrages von 1970 er-
weitert und eine Zusammenarbeit und gegenseitige 
Rechts- und Amtshilfe auch im Bereich der von den 
Zollverwaltungen zu vollziehenden Vorschriften 

über Verbote, Beschränkungen und Kontrollen des 
Warenverkehrs über die Grenzen ermöglicht wer-
den. Die Zustellung von Schriftstücken der Finanz-
(Zoll-)verwaltungen an Empfänger im anderen Ver-
tragstaat soll weiter vereinfacht werden. Im Verhält-
nis zu Osterreich werden im Bereich der Zollvor-
schriften und der Vorschriften über Verbrauchsteu-
ern und Monopole Zustellungen zur Zeit schon 
nicht mehr auf diplomatischem oder konsulari-
schem Wege sondern durch Einschaltung der zu-
ständigen Finanz-(Zoll-)behörden des anderen Ver-
tragstaates bewirkt. Künftig wird eine noch einfa-
chere Üermittlung ermöglicht, indem die unmittel

-

bare Postzustellung zugelassen wird. Die übrigen 
Vertragspassagen sind redaktioneller A rt  und be-
rücksichtigen im wesentlichen die neue Gesetzes

-

terminologie der AO 1977 und des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes. 

Der Finanzausschuß empfiehlt einstimmig, dem 
Vertrag durch Annahme des Gesetzentwurfs zuzu-
stimmen. 

Bonn, den 30. Mai 1980 

Gertzen 
Berichterstatter 




